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die 2. Tierhaltungsverordnung geändert wird; 
Begutachtung; 
Stellungnahme 

zu GZ: 2026-0.031.005  

  

 

Zu dem mit Schreiben vom 13. Feber 2026 übermittelten Entwurf einer Verordnung der Bundes-

ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die 

2. Tierhaltungsverordnung geändert wird, wird wie folgt Stellung genommen: 

 

Allgemeines: 

 

Durch die gegenständliche Novelle soll die 2. Tierhaltungsverordnung in den §§ 2a und 2b um Nach- 

weise allgemeiner Sachkunde für die Haltung von Hunden (§ 2a) bzw. von Reptilien, Amphibien und 

bestimmten Papageienvögeln (§ 2b) ergänzt werden. Im Folgenden wird insbesondere auf den Sach- 

kundenachweis für die Haltung von Hunden Bezug genommen, doch treffen die Ausführungen dem 

Grunde nach auf beide vorgesehenen Nachweise zu. 

 

Zunächst wird festgehalten, dass in Wien bereits ein Sachkundenachweis für die Haltung von Hun-

den durch § 5 Abs. 12 Wiener Tierhaltegesetz etabliert ist, welcher durch die Verordnung des Magist-

rates der Stadt Wien betreffend nähere Bestimmungen über den Hunde-Sachkundenachweis (Wie-

ner Hunde-Sachkundenachweis-Verordnung) konkretisiert worden ist. Es wird darin die Absolvie-

rung eines mindestens vierstündigen Ausbildungskurses mit normiertem Inhalt vorgesehen, der 

durch Personen angeboten werden darf, die das Gütesiegel „Tierschutzqualifizierte Hundetrainerin“ 

beziehungsweise „Tierschutzqualifizierter Hundetrainer“ führen, Hundetrainer*innen, die berechtigt 

sind, die Prüfung für den Wiener Hundeführschein abzunehmen, sowie Tierärzt*innen, die über eine 

einschlägige fachspezifische mit einer Prüfung abgeschlossene Zusatzausbildung verfügen. Dabei 

handelt es sich um ein seit 2019 in Wien etabliertes Modell eines Sachkundenachweises, durch den 

neben Kenntnissen zu relevanten Rechtsvorschriften auch Kenntnisse zur Hundehaltung, Ernäh-

rung, Pflege, etc., sowie Kenntnisse über die tiergerechte Hundeausbildung, Hilfsmittel in der Erzie-

hung, Verhaltensauffälligkeiten, usw. und grundsätzliche Überlegungen vor der Anschaffung eines 

Hundes, inklusive einer Aufklärung zum Thema Qualzucht, vermittelt werden. Dieses System hat sich 
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nicht nur nachdrücklich bewährt, sondern es wird dieses auch laufend evaluiert und insgesamt posi-

tiv auf- und angenommen. 

 

Das Bundesland Wien verfügt daher bereits über einen implementierten Sachkundenachweis, der 

dazu geführt hat, dass Hundehalter*innen in Wien umfangreich Wissen zur Hundehaltung vermittelt 

wird. Dabei haben sich nicht nur die Inhalte bewährt, sondern gilt dies insbesondere auch für den 

Kreis der Anbieter*innen, durch welchen sichergestellt werden konnte, dass nur solche Inhalte derart 

vermittelt werden, dass ein positiver Effekt auf die Haltungen von Hunden in Wien erzielt werden 

konnte. 

 

Dahingehend wird zur Genese der Novelle der 2. Tierhaltungsverordnung darauf hingewiesen, dass 

im Vorfeld mehrfach ausgeführt und angekündigt wurde, dass beabsichtigt sein wird, die in den 

Bundesländern bereits vorgesehenen Kurse möglichst in den bundesweiten Sachkundenachweis zu 

integrieren; dies wird in den Erläuterungen zur Novelle auch tatsächlich ausgeführt, in welchen es zu 

den §§ 2a und 2b heißt, dass die bestehenden Kurse der Länder „bestmöglich integriert werden“ sol-

len. Dies bedingt allerdings klarerweise auch, dass bestehende Regelungen, insbesondere sofern 

diese enger als jene durch die 2. Tierhaltungsverordnung vorgesehenen Sachkundenachweise sind, 

beibehalten werden müssen. Widrigenfalls käme es zu einer Aufweichung bestehender Systeme und 

einer Lockerung etablierter Vorgehensweisen. Hierauf wird durch die gegenständliche Stellung-

nahme hingewiesen und es soll genau dies verhindert werden. 

 

Dazu wird erklärend festgehalten, dass es sich bei Wien um eine Großstadt handelt, in welcher über 

60.000 Hunde offiziell zur Haltung gemeldet sind und es wird auch auf die besonderen Anforderun-

gen verwiesen, da an diese Haltung andere - durchaus strengere - Bedingungen zu knüpfen sind, als 

dies in anderen Bundesländern der Fall sein mag. Aufgrund des beengten Umfelds, der dichteren 

Verbauung, des geringeren Platzangebotes im öffentlichen Raum, etc., ist es zum einen erforderlich, 

dass an die Anbieter von Sachkundenachweisen strengere Anforderungen gestellt werden und zum 

anderen, dass ein weiterer Kreis an (potentiellen) Halter*innen zur Absolvierung eines Sachkunde-

nachweises verpflichtet ist. 

 

Es wird nochmals nachdrücklich darauf aufmerksam gemacht, dass Wien bei den Anbietern des 

Wiener Sachkundenachweises dezidiert auf einen hohen Befähigungsgrad achtet und dieser nicht-

durch eine Ausweitung des Anbieterkreises gesenkt werden darf, sowie ferner, dass die Verpflich-

tung von weiteren Kreisen an (potentiellen) Hundehalter*innen zur Absolvierung des Sachkunde-

nachweises für die Haltung von Hunden in einer Großstadt als essentiell angesehen wird, sodass der 

in Rede stehenden Novelle inhaltlich nicht gefolgt werden kann. 

 

Da nicht nachvollziehbar ist, weshalb in Wien von einer etablierten und strengeren Regelung Ab-

stand genommen werden soll, wäre die Konsequenz daraus, dass zwei Sachkundenachweise neben-

einander bestehen bleiben müssten, was weder der ursprünglichen Intention des Verordnungsge-

bers entsprechen würde noch als bürgerfreundlich anzusehen wäre. 

 

Es wird daher aufgrund dieser Ausführungen nachdrücklich gefordert in die Novelle aufzunehmen, 

dass für den Fall, dass die Bundesländer strengere Regelungen vorsehen wollen, wie dies in Wien der 

bereits etablierte Standard ist, durch die Bundesländer sowohl der Kreis der Anbieter eingeschränkt, 

als auch jener der Verpflichteten zum Sachkundenachweis ausgeweitet werden darf. 
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In diesem Sinne wird vorgeschlagen, die Regelung aufzunehmen, dass für den Fall, dass ein Bundes-

land eine strengere Regelung vorsehen möchte oder eine solche bereits durch langjährige Praxis 

implementiert hat, diese Regelung - in Wien der Sachkundenachweis gemäß Wiener Tierhaltegesetz 

– weiterhin anzuwenden ist und diese den Sachkundenachweis gemäß 2. Tierhaltungsverordnung 

ersetzt. Nachvollziehbar ist es in diesen Fällen lediglich, dass der praktische Teil des Sachkunde-

nachweises, nämlich die Praxiseinheit gemäß § 2a Abs. 2 der 2. Tierhaltungsverordnung, hinzu-

kommt und dieser Teil somit ergänzend zur landesrechtlichen Regelung absolviert werden muss. 

 

Zur Promulgationsklausel: 

 

Derzeit gibt es keinen § 13 Abs. 4 Tierschutzgesetz (TSchG). Zufolge BGBl. I Nr. 124/2024 (vgl. § 44 

Abs. 37 dritter Satz TSchG) tritt besagte Bestimmung erst mit 1. Juli 2026 in Kraft. Insofern muss 

auch darauf hingewiesen werden, dass gemäß § 11 Abs. 6 2. Tierhaltungsverordnung (Z 7 des Ent-

wurfes) die gegenständliche Verordnung (bereits) mit dem der Kundmachung im Bundesgesetzblatt 

folgenden Tag in Kraft tritt. 

 

Im Hinblick auf das Wiener Tierhaltegesetz und die Verordnung der Wiener Landesregierung über 

Inhalt und Absolvierung eines Hundeführscheins (Wiener Hundeführscheinverordnung) fällt auf, 

dass die Gesetzesmaterialien zu BGBl. I Nr. 124/2024 (Begründung des Initiativantrages, § 13 Abs. 4 

und 5 TSchG; S. 22) zwar anmerken, dass die „bereits in einigen Bundesländern bestehenden Syste-

me eines Nachweises besonderer Sachkunde für die Haltung von ausgewählten Tierarten…von den 

Landesregierungen anerkannt werden können [sollen].“ Warum bzw. inwiefern es solch einer Aner-

kennung, angesichts der Gesetzgebungs- und Vollzugskompetenz der Länder hinsichtlich der im 

Wiener Tierhaltegesetz angeführten Angelegenheiten, (überhaupt) bedarf, kommt jedoch nicht her-

vor. Aus kompetenzrechtlicher Sicht wäre dies jedenfalls wünschenswert, auch wenn die gegen-

ständlichen Erläuterungen (siehe z.B. [„Darüber hinaus können die Bundesländer weitere Inhalte 

festlegen.“; „Die jeweilige Landesregierung kann festlegen, dass diese Unterlagen von den Vortra-

genden verpflichtend zu verwenden sind.“]) den Ländern einen Spielraum einräumen. 

 

Insofern „Behördenzuständigkeiten…‚präzis zu regeln‘ [sind]“ und hierbei ein „besonders strenger 

Maßstab anzulegen ist“ (vgl. Berka/Binder/Kneihs, Grund- und Menschenrechte in Österreich², 

865), erweisen sich die Ausführungen in den Erläuterungen (S. 2 und 4), wonach die „Ermächtigung 

der Landesregierung…nicht zwingend durch Bescheid [erfolgen muss], sondern…auch formlos er-

folgen [kann]“ und die diesbezügliche Entscheidung „den jeweiligen Landesregierungen überlassen 

[wird]“, als problematisch. 

 

Zu Z 3: 

§ 2a 

Abs. 3 definiert die Berechtigung von Personen zur Durchführung von Theoriekursen mit folgenden 

Kriterien: 

 

1. Fachliche Eignung (Nachweis von fachrelevanten Aus- und Weiterbildungen) sowie 

2. Langjährige praktische Erfahrung im Umgang mit Hunden. 
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In ähnlicher Weise wird in Abs. 4 die Berechtigung von Personen zur Durchführung der 

Praxiseinheit mit folgenden Kriterien angegeben: 

 

1. Fachliche Eignung (Nachweis von fachrelevanten Aus- und Weiterbildungen) sowie 

2. Langjährige praktische Erfahrung im Umgang mit und dem Training von Hunden. 

 

In den Erläuternden Bemerkungen, Besonderer Teil, erfolgen dazu keine - auch nur beispielhaft an-

geführten - Aus- und Weiterbildungen und praktische Lehrgänge dazu, sondern sind unterschied-

lichste Personenkreise angeführt, für welche ohne Begründung „das notwendige Wissen zur Abhal-

tung der Kurse“ als gegeben erachtet wird. 

 

Zum notwendigen Wissen zur Abhaltung der Kurse ist anzumerken, dass die Kriterien in der Verord-

nung selbst konkret anzuführen sind. Erläuternde Bemerkungen können lediglich zur Auslegung der 

jeweiligen Bestimmung herangezogen werden, ersetzen aber nicht den Inhalt der Regelung selbst. 

 

Dass für die Durchführung der Kurse zum Erwerb des Nachweises einer allgemeinen Sachkunde für 

die Haltung von Hunden eine fachliche Eignung und eine langjährige praktische Erfahrung der Vor-

tragenden vorliegen muss, liegt auf der Hand. Wann diese Erfordernisse vorliegen, wie und wodurch 

diese nachgewiesen werden, lässt die vorgeschlagene Bestimmung jedoch völlig offen und ist diese 

daher zu unbestimmt. 

 

Zudem wird in den vorgeschlagenen Absätzen 3 und 4 das Erfordernis einer Ermächtigung von der 

zuständigen Landesregierung vorgesehen. Nachdem in der angeführten Verordnungsermächtigung 

lediglich die Festlegung der Mindestkriterien für die Ausbildung und besondere Sachkunde der Vor-

tragenden dieser Kurse im Hinblick auf die jeweilige Tierart angeführt ist, besteht für die vorgeschla-

genen Voraussetzungen einer Ermächtigung durch die zuständige Landesregierung keine Rechts-

grundlage. 

 

Dies trifft ebenso auf § 2a Abs. 5 des Entwurfs zu. 

 

In § 2a Abs. 6 des Entwurfs erfolgt eine Aufzählung von Personen, welche von der Absolvierung des 

Theoriekurses gemäß Abs. 1 bzw. der Praxiseinheit gemäß Abs. 2 ausgenommen sein sollen. Durch 

die Anführung der Abkürzung „bzw.“ ist unklar, ob die nachfolgend angeführten Personen lediglich 

von der Absolvierung des Theoriekurses oder der Praxiseinheit oder beiden Teilen ausgenommen 

sein sollen. Es wäre klarzustellen, welche Personen konkret von welchem Teil der Ausbildung oder 

von der gesamten Ausbildung ausgenommen werden sollen. 

 

Zu den Voraussetzungen für die Personen nach der vorgeschlagenen Ziffer 3 ist festzuhalten, dass - 

auch hier - keine Definition erfolgt, welche nachweisliche, positiv abgeschlossene Ausbildung, die 

spezifische Kenntnisse zu Haltung und Umgang mit Hunden beinhaltet, vorliegen muss, um eine 

Ausnahme vom Sachkundenachweis zu rechtfertigen. 

 

Die in den Erläuternden Bemerkungen, Besonderer Teil, zu dieser Regelung nicht abschließend an-

geführten Prüfungen diverser privater Vereine sind mit den im vorgelegten Entwurf definierten In-

halten nicht vergleichbar und bleiben zumindest in qualitativer Hinsicht hinter den nunmehr öster-

reichweit vorgesehenen einheitlichen Regelungen zurück. Davon ausgenommen ist die Ausbildung 
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nach dem 2. Abschnitt der Verordnung des Bundesministers für Gesundheit hinsichtlich näherer 

Bestimmungen über die tierschutzkonforme Ausbildung von Hunden, BGBl. II Nr. 56/2012. 

 

Zu den in Abs. 6 Ziffer 5, 6 und 7 des gegenständlichen Entwurfs angeführten Personengruppen ist 

festzuhalten, dass es sich dabei um eine Aufzählung bestimmter privater Vereine handelt, welche 

sich in verschiedensten Ausrichtungen mit Hunden beschäftigen. Sachliche Erwägungen, weshalb 

gerade bestimmte Personen dieser Vereine für die Haltung des eigenen Hundes bzw. der eigenen 

Hunde keinen Sachkundenachweis benötigen, sind auch in den Erläuternden Bemerkungen nicht 

angeführt. Nachdem nur ein Teil der Vereine genannt sind, welche sich mit Hundehaltung beschäfti-

gen und eine Begründung für diese Auswahl fehlt, stellt sich die vorgeschlagene Regelung als un-

sachlich dar. 

 

Einfacher und zweifelsfrei begründbar wäre es, anstelle der Ausnahmen der Ziffern 5 bis 7 eine Aus-

nahme vom Sachkundenachweis für die Haltung des eigenen Hundes bzw. der eigenen Hunde in 

einer Ziffer für jene Personen festzulegen, welche zur Abhaltung des Theoriekurses und/oder der 

Praxiseinheit berechtigt sind. 

 

Die Ausnahme in der vorgeschlagenen Z 10 für Tierschutzkontrollorgane ist abzulehnen, weil nicht 

alle der in der Anlage 1 Punkt A der Tierschutz-Kontrollverordnung angeführten Personen in Bezug 

auf die Hundehaltung eine spezifische Ausbildung aufweisen, welche dem Sachkundenachweis ent- 

spricht. 

 

Die Ausnahme in der vorgeschlagenen Z 11 stellt lediglich eine inhaltlich unbestimmte Ermächtigung 

für die Landesregierungen, somit keine Präzisierung der in § 13 Abs. 4 TSchG i.d.F. BGBl. I 

Nr. 124/2024 enthaltenen Determinanten dar. 

 

Für die Abs. 7, 8 und 9 darf auf die obigen Ausführungen zu den Abs. 3, 4 und 5 verwiesen und zu-

sammenfassend festgehalten werden, dass für die Regelungen in der bezughabenden Verord-

nungsermächtigung des § 13 Abs. 4 TSchG i.d.F. BGBl. I Nr. 124/2024 keine Grundlage besteht und 

die Regelung dieser Angelegenheiten daher den Ländern ohnehin im Rahmen ihrer allgemeinen 

Vollzugskompetenz nach dem TSchG zukommt. 

 

§ 2b 

Zum vorgeschlagenen § 2b Abs. 2 ist - um Wiederholungen zu vermeiden - auf die Ausführungen zu 

den Abs. 3, 4 und 9 des § 2a zu verweisen. 

 

Die in § 2b Abs. 3 Z 4 und 5 des Entwurfs enthaltene Ausnahme von der Absolvierung des theoreti-

schen Sachkundekurses für die darin genannten Personen ist deshalb abzulehnen, weil bei diesen 

von keiner vergleichbaren spezifischen einschlägigen Ausbildung ausgegangen werden kann. 

 

Hinsichtlich § 2b Abs. 4 und 5 wird auf die Ausführungen zu den inhaltsgleichen Regelungen des § 2a 

Abs. 7 und 8 verwiesen. 
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Zur Darstellung der finanziellen Auswirkungen: 

 

Diese erscheint aus folgenden Gründen nicht nachvollziehbar:  

 

In der Regelung des § 13 Abs. 4 TSchG i.d.F. BGBl. I Nr. 124/2024 wird festgelegt, dass die ab 1. Juli 

2026 notwenigen Nachweise einer allgemeinen Sachkunde für die Haltung von Hunden, Reptilien, 

Amphibien oder Papageienvögeln - mit Ausnahme der Unzertrennlichen, der Plattschweifsittiche, 

der Wellensittiche und der Nymphensittiche - bundesweit gelten. 

 

Zusätzlich bestimmt § 13 Abs. 5 TSchG i.d.F. BGBl. I Nr. 124/2024 Folgendes: 

„Ist für die Haltung eines Tieres ein Nachweis allgemeiner Sachkunde gemäß Abs. 4 Voraussetzung, 

so ist dieser bei der Anzeige, Registrierung bzw. Meldung des jeweiligen Tieres oder der Haltung im 

Sinne des § 24a und § 25 Abs. 1 bzw. im Rahmen eines sonstigen nach diesem Bundesgesetz erfor-

derlichen Anzeige- oder Bewilligungsverfahrens der Behörde vorzulegen.“ 

 

Aus diesen zwingenden gesetzlichen Vorgaben ergibt sich, dass die Vollzugsbehörden der Länder 

einerseits ein Verzeichnis zu führen haben werden, aus dem eindeutig und tagesaktuell hervorgeht, 

wer zur Durchführung der Kurse und Praxiseinheiten berechtigt ist bzw. im Fall der Entziehung oder 

Zurücklegung einer derartigen Ermächtigung zum jeweiligen Zeitraum berechtigt war. 

 

Andererseits müssen die Vollzugsbehörden dafür Sorge tragen, dass bei der Anzeige, Registrierung 

bzw. Meldung des jeweiligen Tieres ein vorgelegter Nachweis, und zwar auch aus einem anderen 

Bundesland, auf seine Ausstellung durch eine berechtigte Ausbildnerin bzw. einem berechtigten 

Ausbildner geprüft werden können muss und andererseits diese Nachweise personenbezogen in 

einem weiteren Verzeichnis erfasst werden kann. 

 

Bereits die Notwendigkeit der Einrichtung und Betreuung derartiger Verzeichnisse lassen unzweifel-

haft erkennen, dass auch über das Jahr 2026 hinaus mit einem zusätzlichen Personalaufwand zu 

rechnen ist. Dieser ist zumindest in der Höhe des in der gegenständlichen Darstellung ausgewiese-

nen Mehraufwandes für 2026 anzusetzen. 

 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Angelika Lerche 

Obermagistratsrätin 

 

 

Ergeht an: 

1. alle Ämter der Landesregierungen 

2. Verbindungsstelle der Bundesländer 

3. MA 58 (MA 58-273606-2026-7) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 
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4. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 

 

 

 

##signaturplatzhalter## 

 


		2026-03-13T14:19:49+0100
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




